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Weinmann: Personalräte hätten viel früher mehr Rechtssicherheit
gebraucht

Digitale und hybride Sitzungsformate sollten langfristig zulässig sein.

Anlässlich der Ersten Beratung des Gesetzes zur Änderung des Landesrichter- und -
staatsanwaltsgesetzes und des Landespersonalvertretungsgesetzes erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der FDP/DVP Fraktion und deren rechtspolitischer Sprecher, Nico Weinmann:

„Rund acht Monate nach dem ersten Lockdown und mitten im zweiten Lockdown legt die
Landesregierung einen Gesetzentwurf vor, mit dem die Durchführung von digitalen oder hybriden
Sitzungen von Personalräten rechtlich auf sichere Beine gestellt werden soll. Dieses Gesetz ist im
Grundsatz gut, aber es kommt deutlich zu spät. Notgedrungen fanden die Sitzungen bisher auch schon
digital statt. Die Landesregierung hat die entsprechenden Gremien ein Stück weit alleine gelassen. Wir
hätten uns viel früher eine klare gesetzliche Anpassung gewünscht. Da hilft es nur wenig, dass die
digitalen Sitzungen bereits vorher möglicherweise rechtskonform waren. Auch die Rückwirkung des
Gesetzes zum 01.03.2020 ändert nichts an der Unsicherheit der letzten Monate. Aber: Besser spät als
nie, und in den kommenden Monaten wird dieses Gesetz nun wieder oft gebraucht werden.

An dieser Stelle müssen wir aber auch perspektivisch denken. In mehreren Anhörungen wurde der
Wunsch geäußert, digitale oder hybride Sitzungen auch nach der Pandemie zu ermöglichen. Lange
Anreisewege bleiben so erspart und idealerweise werden wichtige Entscheidungen früher getroffen. Die
FDP/DVP Fraktion unterstützt dieses Anliegen. Auf die neuen Möglichkeiten der Digitalisierung werden
wir nicht verzichten, auch wenn es nicht zu einem Ende der Präsenzsitzungen führen darf. Langfristige
Lösungen müssen aber auch datenschutzrechtlich auf sicheren Beinen stehen. Die Anhörung zeigt hier
eine gewisse Unsicherheit. Daher sollte künftig der Landesbeauftragte für den Datenschutz frühzeitig
eingebunden werden, damit allen Beteiligten klar ist, welche Software den Anforderungen entspricht und
welche besser gemieden werden sollte.“


